
 

Sonntagshornstr. 41, 83278 Traunstein 

Hauptstr. 53, 83324 Ruhpolding 

Für Personengesellschaften

Bundesfinanzhof erleichtert gewinnneutrales  
Ausscheiden aus Mitunternehmerschaften

| Erst Ende 2016 hatte die Finanzverwaltung den mehr als zehn Jahre alten Realtei-
lungserlass in einigen Punkten angepasst. Und nun besteht schon wieder Aktuali-
sierungsbedarf. Denn der Bundesfinanzhof hat aktuell – entgegen der Verwal-
tungsmeinung – entschieden, dass eine gewinnneutrale Realteilung auch dann 
möglich ist, wenn ein Mitunternehmer aus der Mitunternehmerschaft gegen Sach-
wertabfindung ausscheidet und diese Abfindung in der Übertragung einzelner 
Wirtschaftsgüter besteht. |

Aktuelles aus der Gesetzgebung 

und Rechtsprechung 08 | 2017

Zum Hintergrund

Wird eine Gesellschaft aufgelöst, führt 
diese Betriebsaufgabe für die Gesell-
schafter grundsätzlich zu einer Ge-
winnrealisation. Dies kann aber durch 
eine sogenannte Realteilung verhindert 
werden, wenn die bisherigen Gesell-
schafter das Betriebsvermögen der Ge-
sellschaft unter sich aufteilen und es 
bei ihnen Betriebsvermögen bleibt. 

Bereits in 2015 hat der Bundesfinanz-
hof entschieden, dass eine Realteilung 
nicht zwingend die Beendigung der Ge-
sellschaft voraussetzt. Denn die Real-
teilung bezweckt, wirtschaftlich sinn-
volle Umstrukturierungsvorgänge steu-
erlich nicht zu belasten, wenn die Be-
steuerung stiller Reserven sicherge-

stellt ist. Dies trifft nicht nur auf die 
Auflösung einer Gesellschaft, sondern 
auch auf das Ausscheiden eines Ge-
sellschafters zu. 

Entschieden hatte der Bundesfinanzhof 
aber nur zum Ausscheiden gegen eine 
aus einem Teilbetrieb bestehende Ab-
findung. Dabei ließ er ausdrücklich of-
fen, ob die von ihm entwickelten Grund-
sätze auch auf das Ausscheiden gegen 
Mitnahme von Einzelwirtschaftsgütern 
zu übertragen sind.

Fortführung  
der Rechtsprechung

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof 
nachgelegt: Eine gewinnneutrale Real-
teilung liegt in allen Fällen der Sach-

wertabfindung eines ausscheidenden 
Gesellschafters vor, wenn er die erhal-
tenen Wirtschaftsgüter weiter als Be-
triebsvermögen verwendet. So wird eine 
Buchwertfortführung auch dann ermög-
licht, wenn der ausscheidende Gesell-
schafter lediglich Einzelwirtschaftsgü-
ter ohne Teilbetriebseigenschaft erhält. 

Daten für den Monat  
September 2017

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.9.2017
• ESt, KSt = 11.9.2017

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.9.2017
• ESt, KSt = 14.9.2017

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 9/2017 = 27.9.2017

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

6/16 11/16 2/17 6/17

+ 0,2 % + 0,7 %  + 2,2 % + 1,5 %
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Beachten Sie | Damit wendet sich der 
Bundesfinanzhof ausdrücklich gegen 
die Auffassung der Finanzverwaltung, 
die von einer Versteuerung nur dann 
absehen will, wenn der ausscheidende 
Gesellschafter einen Teilbetrieb oder 
einen Mitunternehmeranteil erhält.

Kurzum: Gesellschafter können somit 
künftig weitergehend als bisher aus ih-
ren Personengesellschaften gewinn-

neutral und damit ohne Aufdeckung 
stiller Reserven ausscheiden. Es bleibt 
zu hoffen, dass die Finanzverwaltung 
ihr Schreiben aus 2016 zeitnah anpasst. 

Quelle | BFH-Urteil vom 16.3.2017, Az. IV R 
31/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194619; 
BFH-Urteil vom 30.3.2017, Az. IV R 11/15, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 194623; BFH-Urteil 
vom 17.9.2015, Az. III R 49/13; BMF-Schreiben 
vom 20.12.2016, Az. IV C 6-S 2242/07/10002:004

Für Unternehmer

Abzugsverbot für pauschale Einkommensteuer  
auf Geschenke an Geschäftsfreunde

| Die Einkommensteuer für Geschenke an Geschäftsfreunde können Unternehmen 
mit einem Steuersatz von pauschal 30 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kir-
chensteuer) für den Zuwendungsempfänger übernehmen. Dabei ist das Unterneh-
men nicht zum Betriebsausgabenabzug berechtigt, wenn die Zuwendung zusam-
men mit der pauschalen Steuer 35 EUR übersteigt. Durch diese Entscheidung hat 
der Bundesfinanzhof die Sichtweise der Finanzverwaltung im Kern bestätigt und 
die Attraktivität dieses Wahlrechts (weiter) eingeschränkt. |

Für Unternehmer

Betriebliche Nutzung des 
Ehegattengrundstücks: 
Zahlungen von einem 
Oder-Konto vermeiden

| Die steuerliche Berücksichtigung der 
Aufwendungen eines vom Nichteigen-
tümer-Ehegatten betrieblich genutz-
ten Gebäudeteils setzt voraus, dass 
dieser die Anschaffungskosten getra-
gen hat. Fehlen besondere Vereinba-
rungen, gelten Zahlungen von einem 
Gemeinschaftskonto der Ehegatten je-
weils für Rechnung desjenigen als ge-
leistet, der den Betrag schuldet. Dabei 
ist es nach Ansicht des Bundesfinanz-
hofs irrelevant, aus wessen Mitteln das 
Guthaben auf dem Konto stammt. |

 ◼ Beispiel

Ein Ehemann (EM) nutzt eine im Allein-
eigentum seiner Ehefrau (EF) stehende 
Immobilie unentgeltlich für eigenbe-
triebliche Zwecke. Das zur Immobilien-
finanzierung aufgenommene Darlehen 
hat die EF in eigenem Namen abge-
schlossen. Die Zins- und Tilgungsleis-
tungen erfolgen von einem Oder-Konto 
der Eheleute (Gemeinschaftskonto mit 
Einzelverfügungsbefugnis). Zahlungen 
auf dieses Konto erfolgen im Wesentli-
chen aus den Einnahmen des EM aus 
seiner selbstständigen Arbeit.

In einem solchen Fall kann der EM die 
für das Darlehen gezahlten Schuldzin-
sen sowie die Gebäudeabschreibung 
nicht als Betriebsausgaben abziehen. 
Denn nach der Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs ist Voraussetzung, dass 
der Unternehmer-Ehegatte die Auf-
wendungen persönlich getragen hat  
– und das ist bei einem Oder-Konto 
grundsätzlich derjenige, der den Betrag 
schuldet. Ob es sich um ein betriebli-
ches oder ein privates Konto handelt, 
ist hier regelmäßig unbeachtlich. 

Beachten Sie | Die Drittaufwands-
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
hilft hier nicht weiter. Denn die EF hat 
keine Schuld des EM, sondern ihre eige-
nen Verbindlichkeiten aus dem Darlehen 
getilgt. Da die EF die Aufwendungen für 
eigene Rechnung getätigt hat, können 
dem EM die Anschaffungskosten auch 
nicht im Wege des abgekürzten Ver-
tragswegs zugerechnet werden.

Quelle | BFH-Urteil vom 21.2.2017, Az. VIII R 
10/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194360

Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftsfreunde sind nur als Betriebs-
ausgabe abziehbar, wenn die Kosten pro 
Empfänger und Wirtschaftsjahr 35 EUR 
nicht übersteigen. Die übernommene 
Pauschalsteuer hat der Bundesfinanz-
hof nun als weiteres Geschenk beurteilt 
mit der Folge, dass diese das steuerliche 
Schicksal der Zuwendung teilt. 

MERKE | Das Abzugsverbot gilt auch 
dann, wenn die Grenze von 35 EUR 
erst wegen der Höhe der Pauschal-
steuer überschritten wird.

Quelle | BFH-Urteil vom 30.3.2017, Az. IV R 
13/14, www.iww.de, Abruf-Nr. 194363; BMF-
Schreiben vom 19.5.2015, Az. IV C 6 - S 2297-
b/14/10001, Rz. 26

Für Arbeitnehmer

Haben Streifenpolizisten eine erste Tätigkeitsstätte?

| Der Begriff „regelmäßige Arbeitsstätte“ wurde zum 1.1.2014 durch „erste Tätig-
keitsstätte“ ersetzt. Durch die neuen Zuordnungskriterien ist die bisherige Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs oft nicht mehr anwendbar. Inzwischen liegen aber für 
einige Berufsgruppen erste Urteile vor – auch für Polizeibeamte im Streifendienst. |

Hintergrund: Für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte gilt 
die Entfernungspauschale (0,30 EUR für 
die einfache Strecke). Handelt es sich 
demgegenüber um eine Auswärtstätig-
keit sind 0,30 EUR pro gefahrenen Kilo-
meter als Werbungskosten abzugsfähig. 

Nach der Entscheidung des Finanzge-
richts Niedersachsen begründet die un-
befristete Zuordnung eines Polizeibe-
amten im Streifendienst zu seiner 
Dienststelle und die dortige Vornahme 
von Hilfs- und/oder Nebentätigkeiten 
eine erste Tätigkeitsstätte. Sucht der 
Polizeibeamte das Polizeirevier arbeits-
täglich auf und verrichtet er hier auch 
den Streifendienst vorbereitende bzw. 

ergänzende Tätigkeiten (z. B. Einsatzbe-
sprechungen und Schreibarbeiten), sind 
diese Neben- bzw. Hilfstätigkeiten aus-
reichend, damit die Dienststelle zur ers-
ten Tätigkeitsstätte wird. 

Beachten Sie | Nach der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs waren Po-
lizeibeamte im Streifendienst grund-
sätzlich nicht an einer regelmäßigen 
Arbeitsstätte tätig. Man darf gespannt 
sein, ob der Bundesfinanzhof die An-
sicht des Finanzgerichts zum neuen 
Recht im Revisionsverfahren teilen wird. 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
24.4.2017, Az. 2 K 168/16, Rev. BFH Az. VI R 
27/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 193890; 
BFH-Urteil vom 9.11.2015, Az. VI R 8/15
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Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer: Die Erforderlichkeit  
ist keine Abzugsvoraussetzung

| Ein häusliches Arbeitszimmer setzt zwar voraus, dass der jeweilige Raum nahezu 
ausschließlich für betriebliche/berufliche Zwecke genutzt wird. Unerheblich ist 
aber, ob ein Arbeitszimmer für die Tätigkeit auch erforderlich ist. Nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs genügt für die Abzugsfähigkeit der Aufwendun-
gen die Veranlassung durch die Einkünfteerzielung. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Ruheständler erzielte neben seinen 
Versorgungsbezügen Beteiligungsein-
künfte, Vermietungseinkünfte und Ein-
künfte aus Kapitalvermögen. Die Kos-
ten seines Arbeitszimmers machte er 
als Werbungskosten bei den Vermie-
tungseinkünften geltend, was sowohl 
das Finanzamt als auch das Finanzge-
richt Nürnberg ablehnten. Begrün-
dung: Das Arbeitszimmer ist für die 
Tätigkeit (Vermietung von drei Woh-
nungen, von denen eine auch noch von 
einer Hausverwaltung betreut wird) 
nicht notwendig.

Das sieht der Bundesfinanzhof aller-
dings anders: Die Erforderlichkeit ist 
kein Merkmal des Abzugstatbestands. 
Der Gesetzgeber typisiert die Abzugs-
voraussetzungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer, in dem er die Abzugsmög-
lichkeit auf die zwei im Gesetz genann-
ten Fallgruppen (kein anderer Arbeits-
platz, Mittelpunkt der gesamten Betäti-
gung) begrenzt.

Beachten Sie | Allerdings war die Sa-
che nicht spruchreif, denn es fehlten 
Feststellungen zur privaten (Mit-)Nut-
zung des Arbeitszimmers. Sollte ein 
nicht unerheblicher Anteil der Nutzung 

auf die Verwaltung der eigengenutzten 
Immobilie oder für andere private Tä-
tigkeiten (z. B. Aufbewahrung privater 
Unterlagen) entfallen, würde ein Abzug 
der Aufwendungen ausscheiden.

Kommt das Finanzgericht im zweiten 
Rechtsgang zu dem Schluss, dass es 
sich um ein berücksichtigungsfähiges 
Arbeitszimmer handelt und liegt der 
Mittelpunkt der steuerbaren Betätigun-
gen nicht im Arbeitszimmer, können die 
Aufwendungen bis zu 1.250 EUR abge-
zogen werden, wenn für einzelne Tätig-
keiten kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Dabei sind die Aufwen-
dungen für das Arbeitszimmer entspre-
chend dem Nutzungsumfang den darin 
ausgeübten Tätigkeiten zuzuordnen und 
ggf. im Schätzungsweg aufzuteilen.

PRAXISHINWEIS | Die Abzugsmög-
lichkeit oder -begrenzung ist für jede 
Tätigkeit selbstständig zu prüfen. Ist 
der Kostenabzug für eine oder mehrere 
Tätigkeiten möglich, kann der Steuer-
pflichtige diese anteilig insgesamt bis 
zum Höchstbetrag abziehen.

Quelle | BFH-Urteil vom 8.3.2017, Az. IX R 
52/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194355

Für Unternehmer

Künftige Zusatzbeiträge 
zur Handwerkskammer 
berechtigen nicht  
zur Rückstellung

| Ein Handwerksbetrieb kann keine 
Rückstellung für künftig zu erwartende 
Zusatzbeiträge zur Handwerkskammer 
bilden. Dies gilt nach einer Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs auch dann, 
wenn diese in der Vergangenheit jeweils 
nach dem Gewerbeertrag bereits abge-
laufener Wirtschaftsjahre berechnet 
wurden und eine überwiegende Wahr-
scheinlichkeit dafür besteht, dass die 
Zusatzbeiträge auch künftig in der gel-
tend gemachten Höhe entstehen. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Einzelunternehmer war Mitglied 
einer Handwerkskammer, die nach ih-
rer Beitragsordnung einen Grund- und 
einen Zusatzbeitrag erhebt. Bemes-
sungsgrundlage des Zusatzbeitrags 
war in der Vergangenheit jeweils der 
Gewerbeertrag des drei Jahre vor dem 
Beitragsjahr liegenden Steuerjahres. 
In der Bilanz zum 31.12.2009 passi-
vierte der Handwerksbetrieb seine zu 
erwartenden Zusatzbeiträge für die 
Jahre 2010, 2011 und 2012 aufgrund 
seiner Gewerbeerträge der Jahre 2007, 
2008 und 2009 als sonstige Rückstel-
lungen. Das Finanzgericht Thüringen 
erkannte die Rückstellungen an, der 
Bundesfinanzhof jedoch nicht.

Rückstellungen für Verpflichtungen aus 
öffentlichem Recht können nur dann 
gebildet werden, wenn die Verpflichtun-
gen bereits konkretisiert sind. Der 
rechtliche und wirtschaftliche Bezugs-
punkt der Verpflichtung muss in der 
Vergangenheit liegen. Die Verbindlich-
keit muss nicht nur an Vergangenes an-
knüpfen, sondern auch Vergangenes 
abgelten.

Zudem ist zu beachten, dass die Bei-
tragspflicht an die Kammerzugehörig-
keit im Beitragsjahr geknüpft ist. Das 
bedeutet, dass die Verpflichtung recht-
lich nicht vor dem Zeitraum entstehen 
kann, auf den sich die Beitragspflicht 
bezieht. Somit waren die Beitrags-
pflichten für die Jahre 2010, 2011 und 
2012 zum Bilanzstichtag 2009 rechtlich 
noch nicht entstanden. 

Quelle | BFH-Urteil vom 5.4.2017, Az. X R 
30/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194616

Für alle Steuerpflichtigen

Schenkungsteuer: Welcher Freibetrag gilt, wenn  
der biologische (nicht der rechtliche) Vater schenkt?

| Bei einer Geldschenkung des leiblichen (biologischen) Vaters an seine Tochter 
gilt bei der Schenkungsteuer die günstige Steuerklasse I mit dem persönlichen 
Freibetrag von 400.000 EUR auch dann, wenn der biologische Vater nicht gleichzei-
tig auch der rechtliche Vater ist. Diese Auffassung des Finanzgerichts Hessen muss 
der Bundesfinanzhof in der Revision aber noch bestätigen. |

Im Streitfall berücksichtigte das Finanz-
amt bei der Festsetzung der Schenkung-
steuer nur die Steuerklasse III (Freibe-
trag i. H. von 20.000 EUR). Die Anwen-
dung der Steuerklasse I sei nicht mög-
lich, da eine rechtliche Vaterschaft zu 
einer anderen Person bestehe, die die 

rechtliche Anerkennung der Vaterschaft 
des biologischen Vaters ausschließe. 
Das Finanzgericht sah das aber im Sinne 
des Steuerpflichtigen anders.

Quelle | FG Hessen, Urteil vom 15.12.2016, Az. 
1 K 1507/16, Rev. BFH Az. II R 5/17, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 192738
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Gesetzgebung: Zwei Steuergesetze mit Breitenwirkung verkündet

| Rund zwei Monate vor der Bundestagswahl ist der Steuergesetzgeber noch einmal aktiv geworden und hat zwei interessante 
Gesetze verabschiedet. Wichtige Aspekte werden vorgestellt. |

Steuerumgehungs-
bekämpfungsgesetz

Durch das Steuerumgehungsbekämp-
fungsgesetz soll der Steuerbetrug über 
Briefkastenfirmen bekämpft werden. 
Danach haben Steuerpflichtige Bezie-
hungen zu Gesellschaften im Nicht-EU-
Ausland anzuzeigen. Auch Finanzinsti-
tute können ggf. verpflichtet sein, den 
Finanzbehörden Geschäftsbeziehungen 
zu Drittstaat-Gesellschaften mitzuteilen. 
Bei einem Verstoß drohen Bußgelder.

Beachten Sie | Bei der Aufklärung von 
steuerlichen Sachverhalten unterliegen 
Kreditinstitute keiner Verschwiegen-
heitspflicht mehr. Zudem erhält die  
Finanzverwaltung erweiterte Möglich-
keiten im Kontenabrufverfahren. 

Rückwirkende Kindergeldzahlungen

Um Missbräuche beim Kindergeld zu 
bekämpfen, wird Kindergeld (abwei-
chend von der regulären Festsetzungs-
frist von vier Jahren) nur noch für sechs 
Monate rückwirkend gezahlt.

Steuerklassen bei Ehegatten

Bei Eheschließung werden beide Ehe-
gatten künftig automatisch in die Steu-
erklasse IV eingestuft – und zwar auch 
dann, wenn nur einer der Ehegatten ein 
Gehalt bezieht. Ein Steuerklassenwech-
sel ist aber selbstverständlich möglich.

Beachten Sie | Ferner ist der Wechsel 
von der Steuerklasse III oder V in die 
Steuerklasse IV auch auf Antrag nur ei-
nes Ehegatten möglich. Dies hat dann 
zur Folge, dass beide Ehegatten in die 
Steuerklasse IV eingruppiert werden. 

Inkrafttreten: Die Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Briefkastenfirmen sind 
am 25.6.2017 in Kraft getreten. Die Än-
derungen beim Kindergeld und bei den 
Steuerklassen bei Ehegatten werden 
hingegen erst zum 1.1.2018 wirksam.

Gesetz gegen schädliche  
Steuerpraktiken

Mit dem „Gesetz gegen schädliche Steu-
erpraktiken im Zusammenhang mit 
Rechteüberlassungen“ wird die Abzugs-

möglichkeit für Lizenzaufwendungen 
und andere Aufwendungen für Rechte-
überlassungen, die beim Empfänger we-
gen eines als schädlich einzustufenden 
Präferenzregimes nicht oder nur niedrig 
besteuert werden, eingeschränkt. 

Zudem sind vor allem folgende Neure-
gelungen zu nennen:

Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG)

Durch das Zweite Bürokratieentlas-
tungsgesetz und das aktuelle Gesetz 
wurden die Netto-Grenzen bei GWG  
(= abnutzbare, bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens, die selbst-
ständig nutzungsfähig sind) angehoben: 

 • Die eigentliche GWG-Grenze wurde 
von 410 auf 800 EUR erhöht. 

 • Werden GWG sofort als Betriebs-
ausgaben abgezogen, gelten be-
sondere Aufzeichnungspflichten, 
wenn eine Grenze (bisher: 150, neu: 
250 EUR) überschritten wird.

 • Alternativ zum Sofortabzug können 
GWG in einen Sammelposten einge-
stellt und über 5 Jahre abgeschrie-
ben werden (Poolabschreibung). 
Die Wertuntergrenze wurde von 150 
auf 250 EUR angehoben. Die Ober-
grenze (1.000 EUR) bleibt bestehen.

Beachten Sie | Die neuen Grenzen gel-
ten für GWG, die nach dem 31.12.2017 
angeschafft, hergestellt oder in das Be-
triebsvermögen eingelegt werden.

MERKE | Zusammengefasst ergeben 
sich folgende Möglichkeiten:

• Grundsatz: Abschreibung über be-
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer

• bis 250 EUR: Sofortabzug ohne be-
sondere Aufzeichnungspflicht (Wahl-
recht)

• ab 250,01 bis 800 EUR: Sofortabzug 
oder Poolabschreibung (Wahlrecht)

• ab 800,01 bis 1.000 EUR: Poolab-
schreibung (Wahlrecht)

Beachten Sie | Soll ein Sammelpos-
ten gebildet werden, sind hierin alle in 
einem Wirtschaftsjahr angeschafften, 
hergestellten oder eingelegten Wirt-
schaftsgüter mit Aufwendungen von 
250,01 bis 1.000 EUR zu erfassen.

Sanierungserträge

Wenn Gläubiger auf Forderungen ge-
genüber einem sanierungsbedürftigen 
Unternehmen verzichten, ist dieser Be-
trag erfolgswirksam auszubuchen. 
Fraglich ist, wie dieser Teil steuerrecht-
lich zu behandeln ist. Denn der Bundes-
finanzhof hat die im Sanierungserlass 
des Bundesfinanzministeriums vorge-
sehene Steuerbegünstigung verworfen, 
da sie gegen den Grundsatz der Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung verstößt. 

Mit Schreiben vom 27.4.2017 hat die 
Verwaltung hierauf reagiert und Über-
gangsregeln erlassen. Danach gilt u. a. 
Folgendes: Wurde der Forderungsver-
zicht der Gläubiger bis zum 8.2.2017 
(an diesem Tag wurde die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs veröffentlicht) 
endgültig vollzogen, sind die Regelun-
gen weiter anwendbar. 

Nunmehr hat auch der Gesetzgeber re-
agiert und die Steuerfreiheit von Sanie-
rungsgewinnen unter bestimmten Vor-
aussetzungen auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt. Die Regelung gilt 
für alle Fälle, die nach dem 8.2.2017 
verwirklicht werden. 

Beachten Sie | Die gesetzliche Neure-
gelung kann aber erst dann in Kraft tre-
ten, wenn die Europäische Kommission 
die Vereinbarkeit mit dem europäischen 
Beihilferecht bestätigt hat. Die weitere 
Entwicklung bleibt somit abzuwarten.

Quelle | Gesetz zur Bekämpfung der Steuer-
umgehung und zur Änderung weiterer steuer-
licher Vorschriften (Steuerumgehungsbe-
kämpfungsgesetz) vom 23.6.2017, BGBl I 2017, 
S. 1682 (siehe auch PlenumKOMPAKT des Bun-
desrates vom 2.6.2017 zu ausgewählten Tages-
ordnungspunkten); Gesetz gegen schädliche 
Steuerpraktiken im Zusammenhang mit Rech-
teüberlassungen vom 27.6.2017, BGBl I 2017,  
S. 2074; BMF-Schreiben vom 27.4.2017, Az. IV C 
6 - S 2140/13/10003 


